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Drucksache V/338 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. Februar 1966 

II/l — 68070 — 5230/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats über besondere Maßnahmen 
betreffend die Aufkäufe von Butter aus privater Lager- 
haltung durch die Interventionsstellen. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 21. Februar 1966 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Verordnungsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Innern 

Lücke 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über besondere Maßnahmen betreffend die Aufkäufe von Butter 
aus privater Lagerhaltung durch die Interventionsstellen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft; 

gestützt auf die Verordnung Nr. 13/64/EWG des 
Rats über die schrittweise Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Milch und Milch- 
erzeugnisse ^), insbesondere auf Artikel 23; 

auf Vorschlag der Kommission; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die gegenwärtige Lage auf dem Buttermarkt der 
Gemeinschaft ist durch ein Ansteigen der Produk- 
tion und durch das Vorhandensein bedeutender Be- 
stände an Lagerbutter gekennzeichnet, die durch 
bestimmte Mitgliedstaaten infolge von Interventio- 
nen auf dem Markt frischer Butter der ersten Quali- 
tät gebildet worden sind. Neben den staatlichen La- 
gerbeständen gibt es in mehreren Mitgliedstaaten 
bedeutende private Lagerbestände, für die Beihilfen 
nach Artikel 21 Absatz (3) der Verordnung Nr. 
13/64/EWG gewährt worden sind. 

Das Vorhandensein der privaten Lagerbestände 
könnte das gute Funktionieren des durch die Ver- 
ordnung Nr. 13/64/EWG eingeführten Interventions- 
systems erschweren, da am Ende der Auslagerungs- 
periode die Lagerhalter veranlaßt sein werden, be- 
deutende Buttermengen auf den Markt zu bringen. 
Diese Verkäufe werden die Einlagerung einer fast 
gleichen Menge frischer Butter erforderlich machen 
und auf diese Weise die Wettbewerbsfähigkeit der 
Butter beeinträchtigen, indem sie den Anteil der 
zum Verbrauch bestimmten Lagerbutter erheblich 
vergrößern. Die gemeinschaftliche Regelung kennt 
keine Vorschriften, die eine Lösung des gegenwärti- 
gen Problems der privaten Lagerbestände ermög- 
lichen. 

Da zum Inkraftsetzen allgemeiner Maßnahmen, 
die die gegenwärtigen Probleme lösen könnten, ein 
längerer Zeitraum erforderlich ist und da die Lager- 
halter nicht die technischen Möglichkeiten hätten, 
im Rahmen einer allgemeinen Regelung eine bedeu- 
tende Buttermenge bereits vor dem Ende des Milch- 
wirtschaftsjahres abzusetzen, ist es notwendig, 
Ausnahmevorschriften zu erlassen, die es den staat- 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 549/64 


liehen Interventionsstellen gestatten, einen Teil der 
privaten Lagerbutter aufzukaufen. Auf diese Weise 
kann die Butter während des zur endgültigen Lö- 
sung dieses Problems erforderlichen Zeitraums vor- 
übergehend vom Handel ferngehalten werden. 

Es empfiehlt sich daher, die Mitgliedstaaten zum 
Aufkauf einer bestimmten Buttermenge zu ermächti- 
gen, die im Milchwirtschaftsjahr 1965/66 hergestellt 
worden und Gegenstand von Beihilfemaßnahmen 
nach Artikel 21 Absatz (3) der Verordnung Nr. 
13/64/EWG gewesen ist. 

Um zu vermeiden, daß diese Maßnahmen das 
Funktionieren des Interventionssystems beeinträch- 
tigen oder bei der Auslagerung Wettbewerbsver- 
zerrungen herbeiführen, ist es notwendig, ihre An- 
wendung nur unter bestimmten Bedingungen zu- 
zulassen. Einige dieser Voraussetzungen können aus 
der bestehenden gemeinschaftlichen Regelung über- 
nommen werden, andere sind je nach der Lage des 
einzelnen Falls vorzusehen. Daher ist es notwendig, 
daß die Sondermaßnahmen der Mitgliedstaaten von 
einer nach einem gemeinschaftlichen Verfahren er- 
teilten Ermächtigung abhängig gemacht werden. 

Es ist angebracht, die Geltungsdauer dieser Er- 
mächtigung im Hinblick auf den für den Absatz der 
Butter voraussichtlich erforderlichen Zeitraum zu 
beschränken. Es ist daher vorzusehen, daß das Vor- 
haben spätestens am 30. Juni 1966 eingestellt 
wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten können nach dem Verfahren 
des Artikels 25 der Verordnung Nr. 13/64/EWG er- 
mächtigt werden, bei Butter, die im Milchwirt- 
schaftsjahr 1965/1966 hergestellt worden ist und für 
die gemäß Artikel 21 Absatz (3) der Verordnung 
Nr. 13/64/EWG Beihilfen gewährt worden sind, bis 
zum 30. Juni 1966 unter den in dieser Verordnung 
bestimmten Voraussetzungen Sondermaßnahmen zu 
ergreifen. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannten Sondermaßnahmen 
bestehen im Ankauf der Butter durch eine staatliche 
Interventionsstelle. 
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Artikel 3 

Die in Artikel 1 vorgesehene Ermächtigung be- 
zieht sich insbesondere auf die Buttermenge, auf 
den Ankaufspreis, auf die Bedingungen hinsichtlich 
des Orts der Lieferung, auf die Transportkosten und 
auf die Auslagerung. 

Diese Vorschriften werden unter Beachtung der 
in Artikel 2 Absatz (2) zweiter Unterabsatz, Artikel 
5, 6 und 7 der Verordnung Nr. 62/64/EWG und der 
hierzu geltenden Durchführungsbestimmungen der 
Verordnung Nr. 192/64/EWG erlassen. 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission gleich- 
zeitig mit dem Antrag auf die Ermächtigung die 
Maßnahmen mit, die sie zu ergreifen beabsichtigen. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Lage auf dem Buttermarkt in der Gemein- 
schaft wird gegenwärtig durch eine wieder zuneh- 
mende Erzeugung und durch bedeutende Vorräte 
gekennzeichnet, die nicht vor dem 1. April abge- 
setzt werden können. 

Neben staatlichen Beständen auf Grund von Ankäu- 
fen durch die Interventionsstellen bestehen erheb- 
liche private Lagerbestände an Butter, die Gegen- 
stand von Beihilfemaßnahmen entsprechend Arti- 
kel 21 Absatz (3) der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
gewesen sind. 

2. Es ist vorauszusehen, daß das Vorhandensein 
dieser privaten Bestände zu Beginn des neuen 
Milchwirtschaftsjahres möglicherweise die ord- 
nungsgemäße Anwendung des durch die Verord- 
nung Nr. 13/ 64/EWG eingerichteten Interventions- 
systems behindert. Am Ende des Auslagerungszeit- 
raums würden die Lagerhalter von Butter veranlaßt 
sein, große Mengen auf den Markt zu bringen. Diese 
Verkäufe machen die Einlagerung von frischer But- 
ter der nahezu gleichen Menge notwendig und ver- 
schlechtern damit die Konkurrenzstellung der Butter 
dadurch, daß der Anteil von gelagerter Butter, 
die dem Verbraucher zur Verfügung steht, erheblich 
erhöht wird. 

3. Auf Grund des für die Anwendung allgemeiner 
Regeln benötigten Zeitraums, welche für die Lösung 
der gegenwärtigen Probleme geeignet erscheint und 
auf Grund der technischen Schwierigkeiten, denen 


! sich die privaten Lagerer bei der Auslagerung einer 
bedeutenden Menge Butter vor dem Ende des Milch- 
wirtschaftsjahres gegenüber sehen, soll vorliegen- 
der Verordnungsentwurf im Rahmen einer allge- 
meinen Lösung abweichende Maßnahmen vorsehen, 
die es den staatlichen Interventionsstellen erlauben, 
einen Teil der sich im Besitze der privaten Lagerer 
befindlichen Butter zu kaufen, um eine vorüberge- 
hende Blockierung der Butter oder gegebenenfalls 
ihre Umschmelzung in Butterschmalz zu bewirken. 

Zu diesem Zweck wird vorgesehen, den Mitglied- 
staaten die Möglichkeit zu geben, eine bestimmte 
Buttermenge zu kaufen, die während des Milchwirt- 
schaftsjahres 1965/1966 hergestellt worden und Ge- 
genstand von Beihilfemaßnahmen entsprechend Ar- 
tikel 21 Absatz (3) der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
gewesen ist. 

Um zu vermeiden, daß die Bestimmungen die ord- 
nungsgemäße Anwendung der Interventionsregeln 
behindern oder Wettbewerbsverzerrungen bei der 
Auslagerung verursachen, wird ihre Anwendung an 
eine bestimmte Anzahl von Bedingungen gebunden, 
die insbesondere die Ankaufs- und Verkaufsbedin- 
gungen der Butter betreffen. 

Die Anwendung der vorliegenden Verordnung wird 
einer entsprechend dem Verfahren des Artikels 25 
der Verordnung Nr. 13/64/EWG zu gewährenden 
Ermächtigung unterworfen. Diese Ermächtigung muß 
in jedem besonderen Fall die notwendigen Anwen- 
dungsbestimmungen näher bezeichnen. 
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